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Vorblatt 


Vertrag mit Spanien 
über den Schutz von Herkunftsangaben, 
Ursprungsbezeichnungen 
und anderen geographischen Bezeichnungen 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 


Im geschäftlichen Verkehr zwischen den beiden Vertragsstaaten 
sind die Naturerzeugnisse und die Erzeugnisse der gewerb- 
lichen Wirtschaft sowie insbesondere die Herkunftsangaben 
einschließlich der Ursprungsbezeichnungen und andere geo- 
graphische Bezeichnungen, die bestimmten Erzeugnissen oder 
Waren Vorbehalten sind, nicht wirksam gegen unlauteren 
Wettbewerb geschützt. 


B. Lösung 

Der am 11. September 1970 abgeschlossene Vertrag schützt 
die zur Kennzeichnung gewerblicher und landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse benutzten geographischen Bezeichnungen. Er ent- 
spricht den bereits früher mit Frankreich, Italien, Griechenland 
und der Schweiz abgeschlossenen Verträgen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. September 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über 
den Schutz von Herkunftsangaben, Ursprungsbezeichnungen 
und anderen geographischen Bezeichnungen 

— Drucksache VI/2120 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Achenbach 


Der Entwurf des Gesetzes zu dem Vertrag mit 
dem Spanischen Staat wurde in der 115. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 28. April 1971 dem 
Auswärtigen Ausschuß federführend und dem 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in 
seiner Sitzung vom 9. Dezember 1971 abschließend 
behandelt. 

Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck, den Schutz 
der im geschäftlichen Verkehr zur Kennzeichnung 
gewerblicher und landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
benutzten geographischen Bezeichnungen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Spanien zu gewährleisten und zu verstärken. 


Es soll wie in den Abkommen mit Frankreich, 
Italien, Griechenland und der Schweiz festgelegt 
werden, daß für den Schutz der geographischen Be- 
zeichnungen im anderen Staat jeweils das Recht des 
Ursprungslandes maßgebend sein soll. Die ge- 
schützten geographischen Bezeichnungen sind grund- 
sätzlich im anderen Staat ausschließlich den Waren 
und Erzeugnissen des Ursprungslandes Vorbehalten 
und dürfen dort nur unter denselben Voraussetzun- 
gen wie im Ursprungsland benutzt werden. 

Der Vertrag schützt die Interessen der deutschen 
Exportwirtschaft und verhindert eine Irreführung 
der Abnehmer und damit der Verbraucher. 

In Übereinstimmung mit dem mitberatenden 
Rechtsausschuß, empfiehlt der Auswärtige Ausschuß, 
die Vorlage unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Dr. Achenbach 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2120 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder Dr. Achenbach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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